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Artikel 2 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 48.  § 48. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf Antrag des 
Abgabepflichtigen für Zwecke der Festsetzung von Beschwerdezinsen (§ 205a) 
oder der Aussetzung der Einhebung (§ 212a) 

  1. nach der Einbringung einer Streitbeilegungsbeschwerde gemäß § 8 des 
EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetzes – EU-BStbG oder 

  2. nach der Einleitung eines Verständigungsverfahrens aufgrund einer 
anderen Rechtsgrundlage als dem EU-BStbG, sofern sich dieses im 
Zeitpunkt der Antragstellung auf einen bereits verwirklichten 
Sachverhalt bezieht, 

 mit Bescheid die Art und die Höhe der Abgabe, die Gegenstand der 
Streitbeilegungsbeschwerde bzw. des Verständigungsverfahrens ist, den 
Zeitraum, für den die Abgabe erhoben werden soll bzw. entrichtet worden ist 
sowie den Zeitpunkt der Einbringung der Streitbeilegungsbeschwerde oder der 
Einleitung des Verständigungsverfahrens festzustellen. 

 (2) Der Bundesminister für Finanzen hat von Amts wegen mit Bescheid 
festzustellen: 

    1. Die Einigung 

    a) in einem Verständigungsverfahren gemäß § 26 EU-BStbG oder 

    b) in einem Verständigungsverfahren nach einer anderen 
Rechtsgrundlage als dem EU-BStbG, sofern sich dieses im Zeitpunkt 
der Antragstellung auf einen bereits verwirklichten Sachverhalt 
bezieht. 

    2. Die abschließende Entscheidung gemäß § 58 EU-BStbG oder 

    3. das Ergebnis eines Schiedsverfahrens zur Verhinderung einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Doppelbesteuerung nach einer anderen Rechtsgrundlage als dem EU-
BStbG. 

 (3) Der Bundesminister für Finanzen hat von Amts wegen mit Bescheid das 
Datum festzustellen, an dem 

  1. ein Verständigungsverfahren 

  a) nach dem EU-BStbG oder 

  b) nach einer anderen Rechtsgrundlage als dem EU-BStbG, sofern sich 
dieses im Zeitpunkt der Antragstellung auf einen bereits 
verwirklichten Sachverhalt bezieht, oder 

  2. ein schiedsgerichtliches Verfahren nach dem EU-BStbG oder 

  3. ein Schiedsverfahren zur Verhinderung einer Doppelbesteuerung 

 geendet hat, wenn ein Bescheid gemäß Abs. 1 zu diesem Zeitpunkt noch im 
Rechtsbestand und kein Bescheid gemäß Abs. 2 zu erlassen ist. Im Fall der Z 1 
darf der Bescheid frühestens nach Ablauf von fünfzig Tagen ab dem Tag erlassen 
werden, der dem Tag folgt, an dem der betroffenen Person bzw. der Person, die 
ihren Fall unterbreitet hat, mitgeteilt worden ist, dass das 
Verständigungsverfahren ergebnislos geendet hat. Wurde innerhalb dieser Frist 
ein Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichtes gestellt, darf der Bescheid 
frühestens zu jenem Zeitpunkt erlassen werden, in dem sicher ist, dass kein 
Schiedsgericht eingesetzt wird. 

 (4) Der Bundesminister für Finanzen hat den Bescheid gemäß Abs. 2 von 
Amts wegen aufzuheben, wenn 

  1. ihm nach einem schiedsgerichtlichen Verfahren aufgrund des EU-BStbG 
von der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates mitgeteilt 
worden ist, dass ein zuständiges Gericht dieses Mitgliedstaates die 
mangelnde Unabhängigkeit einer am schiedsgerichtlichen Verfahren 
beteiligten unabhängigen Person oder der bzw. des Vorsitzenden erkannt 
hat (§ 61 Abs. 2 EU-BStbG), oder 

  2. er innerhalb von sieben Jahren ab der Bekanntgabe (§ 97) des Bescheides 
davon Kenntnis erlangt, dass ein Staat, 

  a) mit dem ein Verständigungsverfahren geführt worden ist, 

  b) der Partei eines schiedsgerichtlichen Verfahrens nach dem EU-BStbG 
gewesen ist oder 

  c) der Partei eines Schiedsverfahrens zur Verhinderung einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Doppelbesteuerung gewesen ist, 

 sein Besteuerungsrecht nicht endgültig in jenem Umfang ausgeübt hat, 
von dem der Bundesminister für Finanzen anlässlich der Erlassung des 
Bescheides gemäß Abs. 2 ausgegangen ist. 

Das Bundesministerium für Finanzen kann bei Abgabepflichtigen, die der 
Abgabenhoheit mehrerer Staaten unterliegen, soweit dies zur Ausgleichung der 
in- und ausländischen Besteuerung oder zur Erzielung einer den Grundsätzen der 
Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung erforderlich ist, anordnen, bestimmte 
Gegenstände der Abgabenerhebung ganz oder teilweise aus der Abgabepflicht 
auszuscheiden oder ausländische, auf solche Gegenstände entfallende Abgaben 
ganz oder teilweise auf die inländischen Abgaben anzurechnen. Dies gilt nur für 
bundesrechtlich geregelte Abgaben, die von Abgabenbehörden des Bundes 
einzuheben sind. 

(5) Sind die Abs. 1 bis 4 nicht anwendbar, kann der Bundesminister für 
Finanzen bei Abgabepflichtigen, die der Abgabenhoheit mehrerer Staaten 
unterliegen, soweit dies zur Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung 
oder zur Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden 
Behandlung erforderlich ist, anordnen, bestimmte Gegenstände der 
Abgabenerhebung ganz oder teilweise aus der Abgabepflicht auszuscheiden oder 
ausländische, auf solche Gegenstände entfallende Abgaben ganz oder teilweise 
auf die inländischen Abgaben anzurechnen. Dies gilt nur für bundesrechtlich 
geregelte Abgaben, die von Abgabenbehörden des Bundes zu erheben sind. 

§ 118. (1) bis (8) … § 118. (1) bis (8) … 

(9) Der Auskunftsbescheid kann von Amts wegen oder auf Antrag der Partei 
aufgehoben oder abgeändert werden, wenn sich der Spruch des Bescheides als 
nicht richtig erweist. Solche Aufhebungen und Abänderungen dürfen jedoch, 
außer mit Beschwerdevorentscheidung (§ 262), mit Beschluss (§ 278), mit 
Erkenntnis (§ 279) oder auf Antrag der Partei, nur dann mit rückwirkender Kraft 
erfolgen, 

(9) Der Auskunftsbescheid kann von Amts wegen oder auf Antrag der Partei 
aufgehoben oder abgeändert werden, wenn sich der Spruch des Bescheides als 
nicht richtig erweist. Solche Aufhebungen und Abänderungen dürfen jedoch, 
außer mit Beschwerdevorentscheidung (§ 262), mit Beschluss (§ 278), mit 
Erkenntnis (§ 279) oder auf Antrag der Partei, nur dann mit rückwirkender Kraft 
erfolgen, 

 a) wenn die Voraussetzungen für eine Berichtigung gemäß § 293 
vorliegen, 

 a) wenn die Voraussetzungen für eine Berichtigung gemäß § 293 
vorliegen, 

 b) wenn die Unrichtigkeit des Auskunftsbescheides offensichtlich ist 
oder 

 b) wenn die Unrichtigkeit des Auskunftsbescheides offensichtlich ist, 

    c) wenn er von einem nachträglich erlassenen Bescheid gemäß § 48 
Abs. 2 abgeleitet ist oder 

 c) wenn der Auskunftsbescheid durch eine strafbare Tat herbeigeführt 
worden ist. 

 d) wenn der Auskunftsbescheid durch eine strafbare Tat herbeigeführt 
worden ist. 

§ 205a. (1) und (2) … § 205a. (1) und (2) … 

 (2a) Soweit eine bereits entrichtete Abgabenschuldigkeit aufgrund von § 295 
Abs. 2a herabgesetzt wird, sind auf Antrag des Abgabepflichtigen Zinsen für den 
Zeitraum ab Entrichtung, frühestens aber ab der Antragstellung gemäß § 48 
Abs. 1 bis zur Bekanntgabe des die Abgabe herabsetzenden Bescheides 
festzusetzen. Die Abs. 2 und 4 sind sinngemäß anzuwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 212a. (1) und (2) … § 212a. (1) und (2) … 

 (2a) Ungeachtet einer nicht erfolgten oder nicht zu bewilligenden 
Aussetzung der Einhebung gemäß Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 ist auf Antrag 
des Abgabepflichtigen die Einhebung der Abgabe in der sich aus dem Bescheid 
gemäß § 48 Abs. 1 ergebenden Höhe auszusetzen. Dem Antrag ist der Bescheid 
gemäß § 48 Abs. 1 beizulegen. Abs. 2 lit. c ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

 (5a) Der Ablauf der nach Abs. 2a bewilligten Aussetzung der Einhebung ist 
anlässlich des Bescheides gemäß § 48 Abs. 2 oder 3 zu verfügen. 

(6) und (8) … (6) und (8) … 

(7) Für die Entrichtung einer Abgabe, deren Einhebung ausgesetzt wurde, 
steht dem Abgabepflichtigen eine Frist bis zum Ablauf eines Monats ab 
Bekanntgabe des Bescheides über den Ablauf der Aussetzung (Abs. 5) oder eines 
die Aussetzung betreffenden Bescheides gemäß § 294 zu. Soweit einem vor 
Ablauf der für die Entrichtung einer Abgabe zur Verfügung stehenden Frist oder 
während der Dauer eines diese Abgabe betreffenden Zahlungsaufschubes im Sinn 
des § 212 Abs. 2 zweiter Satz eingebrachten Antrag auf Aussetzung der 
Einhebung nicht stattgegeben wird, steht dem Abgabepflichtigen für die 
Entrichtung eine Nachfrist von einem Monat ab Bekanntgabe des den Antrag 
erledigenden Bescheides zu. 

(7) Für die Entrichtung einer Abgabe, deren Einhebung ausgesetzt wurde, 
steht dem Abgabepflichtigen eine Frist bis zum Ablauf eines Monats ab 
Bekanntgabe des Bescheides über den Ablauf der Aussetzung (Abs. 5 oder 5a) 
oder eines die Aussetzung betreffenden Bescheides gemäß § 294 zu. Soweit 
einem vor Ablauf der für die Entrichtung einer Abgabe zur Verfügung stehenden 
Frist oder während der Dauer eines diese Abgabe betreffenden 
Zahlungsaufschubes im Sinn des § 212 Abs. 2 zweiter Satz eingebrachten Antrag 
auf Aussetzung der Einhebung nicht stattgegeben wird, steht dem 
Abgabepflichtigen für die Entrichtung eine Nachfrist von einem Monat ab 
Bekanntgabe des den Antrag erledigenden Bescheides zu. 

(9)  Für Abgabenschuldigkeiten sind (9)  Für Abgabenschuldigkeiten sind 

 a) solange auf Grund eines Antrages auf Aussetzung der Einhebung, 
über den noch nicht entschieden wurde, Einbringungsmaßnahmen 
weder eingeleitet noch fortgesetzt werden (§ 230 Abs. 6) oder 

 a) solange auf Grund eines Antrages auf Aussetzung der Einhebung, 
über den noch nicht entschieden wurde, Einbringungsmaßnahmen 
weder eingeleitet noch fortgesetzt werden (§ 230 Abs. 6) oder 

 b) soweit infolge einer Aussetzung der Einhebung ein Zahlungsaufschub 
eintritt, 

 b) soweit infolge einer Aussetzung der Einhebung ein Zahlungsaufschub 
eintritt, 

Aussetzungszinsen in Höhe von zwei Prozent über dem jeweils geltenden 
Basiszinssatz pro Jahr zu entrichten. Aussetzungszinsen, die den Betrag von 50 
Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. Im Fall der nachträglichen 
Herabsetzung einer Abgabenschuld hat die Berechnung der Aussetzungszinsen 
unter rückwirkender Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. 
Wird einem Antrag auf Aussetzung der Einhebung nicht stattgegeben, so sind 

Aussetzungszinsen in Höhe von zwei Prozent über dem jeweils geltenden 
Basiszinssatz pro Jahr zu entrichten. Aussetzungszinsen, die den Betrag von 50 
Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. Im Fall der nachträglichen 
Herabsetzung einer Abgabenschuld hat die Berechnung der Aussetzungszinsen 
unter rückwirkender Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. 
Wird einem Antrag auf Aussetzung der Einhebung nicht stattgegeben, so sind 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aussetzungszinsen vor der Erlassung des diesen Antrag erledigenden Bescheides 
nicht festzusetzen. Im Fall der Bewilligung der Aussetzung der Einhebung sind 
Aussetzungszinsen vor der Verfügung des Ablaufes (Abs. 5 ) oder des Widerrufes 
der Aussetzung nicht festzusetzen. 

Aussetzungszinsen vor der Erlassung des diesen Antrag erledigenden Bescheides 
nicht festzusetzen. Im Fall der Bewilligung der Aussetzung der Einhebung sind 
Aussetzungszinsen vor der Verfügung des Ablaufes (Abs. 5 oder 5a) oder des 
Widerrufes der Aussetzung nicht festzusetzen. 

§ 271. (1) und (2) … § 271. (1) und (2) … 

(3) Von der Abgabenbehörde erlassene Aussetzungsbescheide verlieren ihre 
Wirksamkeit, sobald die Partei (§ 78) die Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens 
beantragt. 

(3) Von der Abgabenbehörde erlassene Aussetzungsbescheide gemäß Abs. 1 
verlieren ihre Wirksamkeit, sobald die Partei (§ 78) die Fortsetzung des 
Beschwerdeverfahrens beantragt. 

 § 271a. (1) Wurde wegen einer Rechtsfrage, die einer Streitfrage im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Z 6 EU-BStbG gleicht oder dieser ähnlich ist, eine 
Streitbeilegungsbeschwerde im Sinne des § 8 EU-BStbG eingebracht, ist auf 
Antrag des Abgabepflichtigen das Bescheidbeschwerdeverfahren, in dem über 
diese Rechtsfrage zu entscheiden ist, auszusetzen. Dies hat vor Vorlage der 
Bescheidbeschwerde durch Bescheid der Abgabenbehörde, nach Vorlage der 
Bescheidbeschwerde durch Beschluss des Verwaltungsgerichtes zu erfolgen. 

 (2) Mit Rechtskraft des Bescheides gemäß § 48 Abs. 2 oder 3 ist das 
ausgesetzte Bescheidbeschwerdeverfahren von Amts wegen fortzusetzen. 

§ 295. (1) und (2) … § 295. (1) und (2) … 

 (2a) Ist ein Bescheid von einem Bescheid gemäß § 48 Abs. 2 oder 4 
abzuleiten, ist er ungeachtet des Eintritts der Rechtskraft oder der Verjährung im 
Fall der nachträglichen Erlassung oder Aufhebung des Bescheides von Amts 
wegen aufzuheben oder insoweit abzuändern, als der Bescheid sich auf den 
Spruch des abgeleiteten Bescheides auswirkt. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

§ 323. (1) bis (61) … § 323. (1) bis (61) … 

 (62) § 48, § 118 Abs. 9, § 205a Abs. 2a, § 212a Abs. 2a, 5a, 7 und 9, § 271 
Abs. 3, § 271a, § 295 Abs. 2a, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/201x, treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. 
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Artikel 3 
Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes 

1. Teil 1. Teil 

Organisation des Bundesfinanzgerichtes Organisation des Bundesfinanzgerichtes 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Zuständigkeit, Sitz und Zusammensetzung des Bundesfinanzgerichtes Zuständigkeit, Sitz und Zusammensetzung des Bundesfinanzgerichtes 

Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

(3) Zu den sonstigen Angelegenheiten (Abs. 1) gehören (3) Zu den sonstigen Angelegenheiten (Abs. 1) gehören 

 1. bis 2. …  1. bis 2. … 

 3. Entscheidungen über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 2a B-VG von 
Personen, die durch das Bundesfinanzgericht in Ausübung seiner 
gerichtlichen Zuständigkeiten in ihren Rechten gemäß der Verordnung 
(EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 
119 vom 04.05.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), verletzt zu sein 
behaupten.  

 3. Entscheidungen über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 2a B-VG von 
Personen, die durch das Bundesfinanzgericht in Ausübung seiner 
gerichtlichen Zuständigkeiten in ihren Rechten gemäß der Verordnung 
(EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 
119 vom 04.05.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), verletzt zu sein 
behaupten,  

    4. Entscheidungen über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG 
wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens des Bundesministers für 
Finanzen in Vollziehung des EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetzes – 
EU-BStbG, 

    5. Benennungen einer unabhängigen Person und deren Stellvertreterin bzw. 
Stellvertreter gemäß § 42 EU-BStbG. 
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2. Teil 2. Teil 

Verfahren und Vollstreckung Verfahren und Vollstreckung 

Verfahren Verfahren 

§ 24. (1) Das Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht ist in der BAO, im 
Zollrechts-Durchführungsgesetz (ZollR-DG), BGBl. Nr. 659/1994, und im 
Finanzstrafgesetz (FinStrG), BGBl. Nr. 129/1958, geregelt. Für gemäß Art. 131 
Abs. 5 B-VG dem Bundesfinanzgericht übertragene Rechtsmittel betreffend 
Verwaltungsübertretungen ist das Verfahren im 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, geregelt. 
Die Vollstreckung diesbezüglicher Erkenntnisse und Beschlüsse hat nach den 
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991 zu erfolgen. Für 
Beschwerden nach § 1 Abs. 3 Z 2 ist das Verfahren im VwGVG geregelt. Für 
Datenverarbeitungen im Anwendungsbereich der DSGVO in Ausübung der 
gerichtlichen Zuständigkeiten gelten unabhängig vom anzuwendenden 
Verfahrensrecht die Bestimmungen der §§ 48d bis 48i BAO sinngemäß. 

§ 24. (1) Das Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht ist in der BAO, im 
Zollrechts-Durchführungsgesetz (ZollR-DG), BGBl. Nr. 659/1994, im 
Finanzstrafgesetz (FinStrG), BGBl. Nr. 129/1958, sowie in § 42 EU-BStbG 
geregelt. Für gemäß Art. 131 Abs. 5 B-VG dem Bundesfinanzgericht übertragene 
Rechtsmittel betreffend Verwaltungsübertretungen ist das Verfahren im 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, geregelt. 
Die Vollstreckung diesbezüglicher Erkenntnisse und Beschlüsse hat nach den 
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991 zu erfolgen. Für 
Beschwerden nach § 1 Abs. 3 Z 2 ist das Verfahren im VwGVG geregelt. Für 
Datenverarbeitungen im Anwendungsbereich der DSGVO in Ausübung der 
gerichtlichen Zuständigkeiten gelten unabhängig vom anzuwendenden 
Verfahrensrecht die Bestimmungen der §§ 48d bis 48i BAO sinngemäß. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 27. (1) bis (3) … § 27. (1) bis (3) … 

 (4) § 1 Abs. 3 Z 4 und Z 5 und § 24 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/201x treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. 
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